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Öffentliche Grillplätze schaffen 

Einreicher: 

Fraktion Sozial.DIE LINKE.Potsdam, Fraktion SPD 
Datum 
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Sitzungstermine 

Gremium Zuständigkeit 

06.09.2023 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt 
Potsdam Entscheidung 

26.09.2023 Ausschuss für Ordnung und Sicherheit Vorberatung 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, Plätze an öffentlichen Orten zu definieren, an 
denen feste Grillmöglichkeiten zur Verfügung gestellt werden können.  
Das Ergebnis der Untersuchung ist der Stadtverordnetenversammlung im November 2023 
vorzulegen 
 
Begründung: 
 
Begründung:  
 
Es gibt in der Landeshauptstadt Potsdam keine öffentlichen Grillplätze mehr. Der Bedarf ist 
in der warmen Jahreszeit da. Gleichzeitig wird an vielen Stellen, leider auch in den Parks, 
illegal gegrillt und der anfallende Müll nur unzureichend entsorgt.  
Um dem entgegenzuwirken, soll geprüft werden, wo in Potsdam öffentlichen Grillplätze, mit 
einer ausreichenden Anzahl an Müllplätzen, eingerichtet werden können. 
 
 
Anlagen: 

1 Stellungnahme der Verwaltung öffentlich 
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Landeshauptstadt Potsdam 
Geschäftsbereich 

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 
Titel des Antrages: 

Drucksache Nr.: TOP: 

Stellungnahme der Verwaltung 
1. Rechtliche Einschätzung

2. Berücksichtigung im Haushaltsplan

3. Zeitliche Umsetzbarkeit

4. Inhaltliche Einordnung

Datum/Unterschrift 
Oberbürgermeister / Geschäftsbereichsleitende/r 50
2.

St
nS

VV
 0

1.
08

.2
2

2 von 2 in Zusammenstellung


	Vorlage
	Anlage  1 Stellungnahme der Verwaltung

	Dropdown1: [Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Umwelt]
	frm_SitzungSVV: 07.09.2023
	frm_Titel: Öffentliche Grillplätze schaffen
	frm_DrucksacheNr: 23/SVV/0673
	frm_TOP: 7.40
	frm_RechtlEinsch: Es handelt sich um eine freiwillige Aufgabe.
	frm_Berücksichtigung im Haushaltsplan: Die Umsetzung der Maßnahme ist nicht Bestandteil der Haushaltssatzung. Es wurden dafür keine Mittel eingeplant.
	frm_Zeitliche Umsetzbarkeit: Die Vorlage der Untersuchung ist frühestens Mitte 2024 möglich. Es werden knappe personelle Ressourcen gebunden.
	frm_Inhaltliche Einordnung: Im Rahmen der Prüfung sind vielfältige Voraussetzungen zu berücksichtigen:

- Erreichbarkeit (Besucher, Müllfahrzeuge, Feuerwehr, Rettungsdienste, Pflegefahrzeuge), 
- die Umweltverträglichkeit (Lärmemmisionen, Rauchemmissionen, Hygiene), Brandgefährdung der 
  Umgebung durch unsachgemäßen Umgang, abbrennende Müllcontainer
- ausreichender Abstand zu Anwohnenden, um dauernde Ruhestörungen zu vermeiden
- Verträglichkeit mit bestehenden Schutzkategorien (Umwelt, Denkmalpflege).
	DatumUnterschrift: 
	drucken: 
	zurück: 


